
Schriftliche Anfrage
der Abgeordneten Katharina Schulze
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
vom 27.04.2018

Berauschende Mittel und Verkehrssicherheit

Die Verkehrssicherheit ist in unserem Land ein hohes Gut, 
welches es zu schützen gilt. Gleichzeitig hat die individuelle 
Mobilität für den einzelnen Bürger in unserer Gesellschaft 
eine große Bedeutung, da eine Fahrerlaubnis häufig für die 
Ausübung einer beruflichen Tätigkeit vorausgesetzt wird.

Expertinnen und Experten zufolge ist eine wesentliche 
Leistungseinschränkung für den Straßenverkehr durch 
Cannabiskonsum ab 7 ng/ml im Blutserum zu erwar-
ten. Dies entspricht in etwa der Fahreinschränkung von  
0,5 Promille Alkohol im Vollblut. Die Grenzwertkommission 
hat im vergangenen Herbst einen Grenzwert von 3 ng/ml im 
Blutserum vorgeschlagen. Unter dieser Grenze ist eine Wir-
kung laut Grenzwertkommission generell auszuschließen. 
Dennoch wird in der Praxis weiterhin ab einem Wert von  
1 ng/ml der Führerschein entzogen. In München wurde 
in einem Fall der Führerschein sogar bei einem Wert von 
0,89 ng/ml entzogen. Zum Vergleich: In Colorado (USA) 
wurde der Grenzwert auf 5 ng/ml im Vollblut festgesetzt, das 
entspricht 10–15 ng/ml im Serum. Diese niedrigen Grenz-
werte führen vielfach zu Führerscheinverlusten für nüch-
terne Fahrerinnen und Fahrer, deren letzter Konsum Tage 
oder Wochen zurückliegen kann.

Ich frage die Staatsregierung:

1.1	 Wie hoch ist nach wissenschaftlichen Erkenntnissen 
das relative Unfallrisiko mit bewusstseinsverändern-
den Substanzen (bitte aufschlüsseln nach: Alkohol  
0,5 Promille Blutalkoholkonzentration – BAK – Vollblut, 
Alkohol 1,05 Promille BAK Vollblut, Cannabis THC un-
ter 5 ng/ml Blutserum, Cannabis THC über 10 ng/ml 
Blutserum)?

1.2	 Wie viele Unfälle (mit Personenschäden, mit Todesfol-
ge) wurden durch Rauschfahrten in den letzten fünf 
Jahren im Freistaat Bayern registriert (bitte aufschlüs-
seln nach: durch Alkoholeinfluss, durch „andere berau-
schende Mittel“ gem. Anlage zum § 24a Straßenver-
kehrsgesetz – StVG – sowie nach Jahr)?

1.3	 Wie viele Verstöße gegen § 24a StVG wurden in den 
letzten fünf Jahren durch die Bayerische Polizei zur 
Anzeige gebracht (bitte aufschlüsseln nach: wegen 
Alkohol, wegen „anderer berauschender Mittel“ gem. 
Anlage zum § 24a StVG sowie nach Jahr)?

2.1	 In wie vielen Fällen wurde nach Bekanntwerden eines 
Verstoßes gegen § 24a StVG die Fahrerlaubnis wegen 
„fehlendem Trennungsvermögen“ durch die zuständige 
Fahrerlaubnisbehörde in den letzten fünf Jahren gänz-
lich entzogen (bitte aufschlüsseln nach: bei Alkohol mit 
Verweis auf Anlage 4 Punkt 8.2 Fahrerlaubnis-Verord-
nung – FeV, bei Cannabis mit Verweis auf Anlage 4 
Punkt 9.2.2 FeV sowie nach Jahr)?

2.2	 Wurden hierzu Werte von Cannabisabbauprodukten 
(THC-COOH) herangezogen?

2.3	 Warum spielen nicht berauschende Abbaustoffe bei 
Alkohol keine Rolle, bei Cannabis aber schon?

3.1	 In wie vielen Fällen wurde in den letzten fünf Jahren 
der Führerschein aufgrund von regelmäßigem hohen 
Alkoholkonsum außerhalb des Straßenverkehrs ent-
zogen?

3.2	 In wie vielen Fällen wurde der Führerschein in den 
letzten fünf Jahren aufgrund regelmäßiger Einnahme 
von verkehrstüchtigkeitsbeeinträchtigenden Medika-
menten außerhalb des Straßenverkehrs entzogen?

3.3	 Wie erklärt sich die Staatsregierung, dass bei Alkohol 
erst nach mehrfachen Trunkenheitsfahrten oder ei-
ner festgestellten „absoluten Fahruntüchtigkeit“ (über  
1,6 Promille) eine Medizinisch-Psychologische Un-
tersuchung (MPU) angeordnet wird, während bei 
Cannabis bereits eine einzige Nüchternheitsfahrt mit 
Feststellung nicht wirksamer Abbauprodukte nicht nur 
zu einer MPU, sondern auch zum sofortigen Führer-
scheinentzug führt?

4.1	 In wie vielen Fällen wurde in Bayern in den letzten fünf 
Jahren der Führerschein aufgrund von Cannabiskon-
sum entzogen (Antworten bitte aufschlüsseln nach 
< 3 ng, < 7 ng, < 10 ng, < 15 ng und > 15 ng THC im Blut-
serum)?

4.2	 Was war der geringste bzw. höchste Wert, der zu ei-
nem Entzug der Fahrerlaubnis in den letzten fünf Jah-
ren führte?

4.3	 Warum wurde bei der Messung der Werte von Vollblut- 
auf Serum-Werte umgestellt?

5.1	 Wie lange kann nach den Erkenntnissen der Staats-
regierung der Konsum von Cannabis bereits zurück-
liegen, wenn ein Wert von 1,0 ng THC/ml Blutserum 
festgestellt wird?
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5.2	 Wie bewertet die Staatsregierung den neuen Grenz-
wert 3 ng THC/ml Blutserum, den die Grenzwertkom-
mission, eine fachübergreifende Arbeitsgruppe, die 
die Bundesregierung berät und von der Deutschen 
Gesellschaft für Rechtsmedizin, der Deutschen Ge-
sellschaft für Verkehrsmedizin und der Gesellschaft für 
Forensische und Toxikologische Chemie gegründet 
worden ist, erhöht hat?

6.1	 Ist es zutreffend, dass es bis zu vier Stunden dauern 
kann, bis der Cannabiskonsum im Urin nachgewiesen 
werden kann?

6.2	 Wenn ja, als wie groß bewertet die Staatsregierung 
das Risiko, dass der akute Rausch bei Autofahrenden 
daher nicht ermittelt werden könnte?

7.1	 Sind Atemmessgeräte („Breathalyzer“) bei der Baye-
rischen Polizei im Betrieb, mit denen vor Ort bei Ver-
kehrskontrollen in kurzer Zeit festgestellt werden kann, 
inwieweit die kontrollierte Person unter Einfluss des 
aktiven THC steht?

7.2	 Wenn ja, seit wann, und wie sind die Ergebnisse?
7.3	 Wenn nein, plant die Bayerische Polizei den (testwei-

sen) Einsatz der Geräte?

8.1	 Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, dass 
im Falle des Cannabiskonsums die zuständige Füh-
rerscheinstelle informiert wird, um die persönliche Ge-
eignetheit der Beschuldigten bzw. des Beschuldigten 
zum Führen von Kraftfahrzeugen zu überprüfen (bitte 
Kriterien auflisten)?

8.2	 Wie viele junge Menschen mussten in den letzten fünf 
Jahren bereits vor Ersterwerb des Führerscheins eine 
MPU machen, weil sie der Führerscheinstelle bereits 
wegen Cannabisdelikten bekannt waren, bevor die 
Volljährigkeit erreicht war?

8.3	 Trifft es nach Kenntnis der Staatsregierung auch für 
deutsche Bürgerinnen und Bürger zu, dass – wie von 
der Bundesregierung 2015 in Bezug auf das Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) angegeben – die 
Fahreignung von „EU-Ausländern“ nicht mehr nach-
gewiesen werden muss, sobald die Punkte nach fünf 
Jahren in Flensburg getilgt sind und demnach die Füh-
rerscheine ohne eine Fahreigungsüberprüfung (MPU 
und Abstinenznachweise) wieder anerkannt werden?

Antwort
des Staatsministeriums des Innern und für Integration 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Ge-
sundheit und Pflege
vom 06.06.2018

1.1	 Wie hoch ist nach wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen das relative Unfallrisiko mit bewusstseinsver-
ändernden Substanzen (bitte aufschlüsseln nach: 
Alkohol 0,5 Promille Blutalkoholkonzentration – 
BAK – Vollblut, Alkohol 1,05 Promille BAK Vollblut, 
Cannabis THC unter 5 ng/ml Blutserum, Cannabis 
THC über 10 ng/ml Blutserum)?

Die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) hat im Auf-
trag der Europäischen Kommission im Jahr 2012 das sog. 
DRUID-Projekt (Driving Under Influence of Drugs, Alcohol 
and Medicines) durchgeführt, das sich umfassend mit den 
Auswirkungen und Risiken von bewusstseinsverändernden 
Substanzen beschäftigt. Der Abschlussbericht sowie die 
einzelnen Arbeitspakete können unter https://www.bast.de/
Druid/EN/Home/home_node.html abgerufen werden (nur in 
englischer Sprache). Von einer verkürzenden Darstellung 
der sehr detaillierten und umfangreichen Ergebnisse wird 
abgesehen.

1.2	 Wie viele Unfälle (mit Personenschäden, mit To-
desfolge) wurden durch Rauschfahrten in den 
letzten fünf Jahren im Freistaat Bayern registriert 
(bitte aufschlüsseln nach: durch Alkoholeinfluss, 
durch „andere berauschende Mittel“ gem. Anlage 
zum § 24a Straßenverkehrsgesetz – StVG – sowie 
nach Jahr)?

Die Verkehrsunfälle (VU) mit Alkohol entwickelten sich in 
den letzten fünf Jahren wie folgt:

2013 2014 2015 2016 2017

VU 4.771 4.601 4.580 4.715 4.821

VU-PS1 2.092 2.100 2.057 2.152 2.161

Tödl. VU 61 53 48 55 56

Getötete 70 55 49 58 59

Die Verkehrsunfälle mit anderen berauschenden Mitteln ent-
wickelten sich in den letzten fünf Jahren wie folgt:

2013 2014 2015 2016 2017

VU 349 337 391 425 486

VU-PS 134 130 160 177 189

Tödl. VU 8 6 7 10 5

Getötete 11 7 7 10 5

1	Verkehrsunfall mit Personenschaden

https://www.bast.de/Druid/EN/Home/home_node.html
https://www.bast.de/Druid/EN/Home/home_node.html
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1.3	 Wie viele Verstöße gegen § 24a StVG wurden in 
den letzten fünf Jahren durch die Bayerische Poli-
zei zur Anzeige gebracht (bitte aufschlüsseln nach: 
wegen Alkohol, wegen „anderer berauschender 
Mittel“ gem. Anlage zum § 24a StVG sowie nach 
Jahr)?

Von der Bayerischen Polizei wurden in den letzten fünf Jah-
ren folgende Ordnungswidrigkeiten nach § 24a StVG bear-
beitet:

2013 2014 2015 2016 2017

Alkohol 10.763 9.837 9.251 9.071 8.750

Drogen 6.940 6.949 7.311 9.896 10.629

Zur besseren Einschätzung des Anzeigenaufkommens bei 
der Bayerischen Polizei wegen festgestellter Fahrten unter 
Alkohol- und Drogeneinfluss im Straßenverkehr teilen wir er-
gänzend die Anzahl der Strafverfahren nach § 315c und 316 
Strafgesetzbuch (StGB) mit:

2013 2014 2015 2016 2017

Alkohol 11.974 11.212 10.584 10.610 10.420

Drogen 1.194 1.229 1.365 1.359 1.199

2.1	 In wie vielen Fällen wurde nach Bekanntwerden ei-
nes Verstoßes gegen § 24a StVG die Fahrerlaubnis 
wegen „fehlendem Trennungsvermögen“ durch 
die zuständige Fahrerlaubnisbehörde in den letz-
ten fünf Jahren gänzlich entzogen (bitte aufschlüs-
seln nach: bei Alkohol mit Verweis auf Anlage 4 
Punkt 8.2 Fahrerlaubnis-Verordnung – FeV, bei 
Cannabis mit Verweis auf Anlage 4 Punkt 9.2.2 FeV 
sowie nach Jahr)?

Seitens der 95 Fahrerlaubnisbehörden besteht keine Ver-
pflichtung, eine Statistik zu den Entzügen der Fahrerlaub-
nisse zu führen. Die gewünschten Zahlen müssten daher 
insoweit erst von den einzelnen Fahrerlaubnisbehörden er-
mittelt werden. Im ersten Schritt müssten alle Fahrerlaubnis
entzüge im genannten Zeitraum erfasst werden. In einem 
zweiten Schritt müsste dann in jedem einzelnen Fall der 
jeweilige Entziehungsgrund festgestellt werden. Nach An-
lage 4 zur Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) gibt es aktuell  
11 Ziffern mit entsprechenden Unterziffern, die sich mit Er-
krankungen und Mängeln befassen, die im Einzelfall die Eig-
nung zum Führen von Kraftfahrzeugen ausschließen kön-
nen und zum Entzug der Fahrerlaubnis führen können. Der 
daraus resultierende Verwaltungsaufwand für die Fahrer-
laubnisbehörden steht in keinem Verhältnis zum möglichen 
Erkenntnisgewinn aus den gewünschten Zahlen.

Legt man bundesweit vorhandene Erkenntnisse zugrunde 
wie die jährlichen Veröffentlichungen der Bundesanstalt für 

Straßenwesen zur Begutachtung der Fahreignung – aktuell 
aus den Jahren 2016 und 2015, die auch den gewünschten 
Fünfjahreszeitraum bis 2012 abdecken –, zeigt sich bun-
desweit folgende Entwicklung: Die Gesamtzahl der Begut-
achtungen zeigt sich seit 2012 insgesamt rückläufig. Sie 
sank von mehr als 94.000 Begutachtungen in 2012 auf 
etwas mehr als 91.000 Begutachtungen in 2016. Der be-
reits in den Vorjahren ersichtliche Abwärtstrend bei den 
Alkoholfragestellungen in Kombination mit Verkehrsauffäl-
ligkeit oder sonstiger strafrechtlicher Auffälligkeit sowie bei 
wiederholter Alkoholauffälligkeit setzte sich auch 2016 wei-
ter fort. Demgegenüber sind 2016 die Begutachtungen bei 
Betäubungsmittel- (BtM-) bzw. Medikamentenauffälligkeit in 
Kombination mit einer Verkehrsauffälligkeit, wie bereits in 
den vergangenen Jahren auch, im Vergleich zum Vorjahr 
wieder gestiegen. Es zeigt sich eine stetig ansteigende Ten-
denz seit 2012. Trotz dieses sich seit Jahren fortsetzenden 
Abwärtstrends der Alkohol- und des gleichzeitigen Anstiegs 
der BtM-/Medikamenten-Begutachtungsanlässe ist die Be-
gutachtungszahl der Alkoholfragestellungen 2016 immer 
noch doppelt so hoch wie die der BtM-/Medikamentenfra-
gestellungen.

2.2	 Wurden hierzu Werte von Cannabisabbauproduk-
ten (THC-COOH) herangezogen?

Wie unter 2.1 ausgeführt, kann hierzu mangels bayernweiter 
Statistik keine Aussage getroffen werden.

2.3	 Warum spielen nicht berauschende Abbaustoffe 
bei Alkohol keine Rolle, bei Cannabis aber schon?

Es gilt bei dieser Frage zu differenzieren, welche „Abbau-
stoffe“ hier gemeint sind, da es verschiedene Abbaupro-
dukte gibt, die bei der Körperpassage aus Ethanol (Alko-
hol) bzw. aus Tetrahydrocannabinol (THC, der psychotrope 
Wirkstoff von Cannabisprodukten) entstehen können.

Alkohol wird enzymatisch zunächst zu Acetaldehyd, an-
schließend zu Essigsäure oxidiert und letztendlich als Was-
ser und Kohlendioxid ausgeschieden. Zudem entsteht das 
Stoffwechselprodukt Ethylglucuronid (EtG), das in geringer 
Menge im menschlichen Körper nach Alkoholkonsum ge-
bildet wird. Es hängt entscheidend von der Fragestellung 
ab (Verkehrsunfall, allg. Abstinenzkontrolle, MPU u. a.), auf 
welchen Analyten in welchem Untersuchungsmaterial im 
Labor untersucht werden soll, um zum Alkoholkonsum bzw. 
zur Alkoholabstinenz Aussagen treffen zu können. Die Blut-
alkoholkonzentration (BAK) gibt Auskunft über eine akute 
Beeinflussung. Im Blut beträgt die Nachweisbarkeit von EtG 
nur wenige Stunden. Daher ist Blut zur Abstinenzkontrolle 
nur bedingt geeignet. Im Urin kann in Abhängigkeit von der 
getrunkenen Alkoholmenge EtG bis zu 72 Stunden nach 
Ende des Konsums nachgewiesen werden.

Die Stoffwechselprodukte von THC sind 11-Hydroxy-THC 
(OH-THC) und THC-Carbonsäure (THC-COOH). Aufgrund 
wissenschaftlicher Studien ist davon auszugehen, dass die 
festgestellten Konzentrationen der THC-Metaboliten Rück-
schlüsse auf das allgemeine Konsumverhalten, die Inten-
sität des Cannabiskonsums und insbesondere auf die seit 
Konsumende verstrichene Zeit ermöglichen.
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3.1	 In wie vielen Fällen wurde in den letzten fünf Jah-
ren der Führerschein aufgrund von regelmäßigem 
hohen Alkoholkonsum außerhalb des Straßenver-
kehrs entzogen?

Wie unter 2.1 ausgeführt, kann hierzu mangels bayernweiter 
Statistik keine Aussage getroffen werden.

3.2	 In wie vielen Fällen wurde der Führerschein in den 
letzten fünf Jahren aufgrund regelmäßiger Einnah-
me von verkehrstüchtigkeitsbeeinträchtigenden 
Medikamenten außerhalb des Straßenverkehrs 
entzogen?

Wie unter 2.1 ausgeführt, kann hierzu mangels bayernweiter 
Statistik keine Aussage getroffen werden.

3.3	 Wie erklärt sich die Staatsregierung, dass bei Al-
kohol erst nach mehrfachen Trunkenheitsfahrten 
oder einer festgestellten „absoluten Fahruntüch-
tigkeit“ (über 1,6 Promille) eine Medizinisch-Psy-
chologische Untersuchung (MPU) angeordnet 
wird, während bei Cannabis bereits eine einzige 
Nüchternheitsfahrt mit Feststellung nicht wirksa-
mer Abbauprodukte nicht nur zu einer MPU, son-
dern auch zum sofortigen Führerscheinentzug 
führt?

Die FeV gibt den Fahrerlaubnisbehörden zur Klärung von 
Eignungszweifeln mit § 13 FeV für Alkohol und mit § 14 FeV 
für Betäubungs- und Arzneimittel das Verfahren vor. Die 
Klärung von Eignungszweifeln erfolgt entsprechend dieser 
rechtlichen Vorgaben.

Die Fahrerlaubnisbehörde hat dem Inhaber einer Fahrer-
laubnis, der sich als ungeeignet zum Führen von Kraftfahr-
zeugen erweist, die Fahrerlaubnis zu entziehen (§ 3 Abs. 1 
Satz 1 StVG und § 46 Abs. 1 Satz 1 FeV). Das gilt nach 
§ 46 Abs. 1 Satz 2 FeV insbesondere dann, wenn Erkran-
kungen oder Mängel nach der Anlage 4 der FeV vorliegen 
und dadurch die Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen 
ausgeschlossen ist.

4.1	 In wie vielen Fällen wurde in Bayern in den letz-
ten fünf Jahren der Führerschein aufgrund von 
Cannabiskonsum entzogen (Antworten bitte auf-
schlüsseln nach < 3 ng, < 7 ng, < 10 ng, < 15 ng und 
> 15 ng THC im Blutserum)?

Wie unter 2.1 ausgeführt, kann hierzu mangels bayernweiter 
Statistik keine Aussage getroffen werden.

4.2	 Was war der geringste bzw. höchste Wert, der zu 
einem Entzug der Fahrerlaubnis in den letzten fünf 
Jahren führte?

Wie unter 2.1 ausgeführt, kann hierzu mangels bayernweiter 
Statistik keine Aussage getroffen werden.

4.3	 Warum wurde bei der Messung der Werte von Voll-
blut- auf Serum-Werte umgestellt?

In Deutschland erfolgen chemisch-toxikologische Untersu-
chungen in akkreditierten Laboren nach den gültigen Richtli-
nien der Deutschen Akkreditierungsstelle (DAkkS), die fest-
legen, zu welchen Bedingungen chemisch-toxikologische 
Analyseverfahren durchgeführt und validiert werden können. 
Demzufolge erfolgen diese quantitativen Messungen an-
hand von Blutserum.

5.1	 Wie lange kann nach den Erkenntnissen der 
Staatsregierung der Konsum von Cannabis be-
reits zurückliegen, wenn ein Wert von 1,0 ng  
THC/ml Blutserum festgestellt wird?

Es ist allgemeiner wissenschaftlicher Konsens, dass keine 
unmittelbare Wechselbeziehung zwischen Cannabiswir-
kung und Konzentration von THC im Serum existiert. Bei 
seltenem Cannabiskonsum ist eine höhere Konzentration 
als 1,0 ng/ml nur bei unzureichender Zeitspanne zwischen 
Konsum und Führen eines Kraftfahrzeugs anzunehmen. 
Bei häufigerer Aufnahme können auch mehr als 24 Stunden 
nach dem letzten Konsum Konzentrationen oberhalb von 
1,0 ng/ml vorliegen. Wie wissenschaftliche Untersuchungen 
(Grenzwertkommission 2011) unter Einbeziehung chro-
nischer Cannabiskonsumenten gezeigt haben, können er-
höhte THC-Konzentrationen im Serum (> 1,0 ng/ml) auch 
noch einige Zeit nach dem letzten Konsum nachgewiesen 
werden.

5.2	 Wie bewertet die Staatsregierung den neuen 
Grenzwert 3 ng THC/ml Blutserum, den die Grenz-
wertkommission, eine fachübergreifende Arbeits-
gruppe, die die Bundesregierung berät und von 
der Deutschen Gesellschaft für Rechtsmedizin, 
der Deutschen Gesellschaft für Verkehrsmedizin 
und der Gesellschaft für Forensische und Toxi-
kologische Chemie gegründet worden ist, erhöht 
hat?

Der analytische Grenzwert von 1,0 ng/ml als Grundlage für 
eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 24a Abs. 2 StVG gilt un-
verändert.

Wie in der Zeitschrift Blutalkohol (2015, 52: 322–323) ver-
öffentlicht, ist bezüglich Ordnungswidrigkeiten eine Neube-
wertung des analytischen Grenzwertes von THC (1,0 ng/ml) 
gemäß der Empfehlung der Grenzwertkommission zur Anla-
ge des § 24a Abs. 2 StVG nicht veranlasst. Eine THC-Kon-
zentration ab 1,0 ng/ml, gemessen im Serum oder Plasma, 
korreliert bei seltenem oder gelegentlichem Konsum zeitlich 
mit der Möglichkeit des Fortbestehens einer Wirkung, womit 
eine mangelhafte Wartezeit nach dem Konsum anzuneh-
men wäre (Blutalkohol, 2016, 53: 409–414). 

Die berauschende Wirkung von Cannabis umfasst in der 
akuten Phase eine zentrale Dämpfung mit Störungen der 
Motorik/Aussprache (Gangunsicherheiten, Sprache), Ver-
langsamung und Begriffsstutzigkeit; in der subakuten Phase 
ist eine ausgelassene und euphorische Stimmungslage zu 
beobachten, mit herabgesetzter Kritikfähigkeit und Selbst-
überschätzung. Postakut (bis 12–24 Std.) zeigt sich ein 
verminderter Antrieb mit Passivität und dem Gefühl, nicht 
„völlig klar im Kopf“ zu sein. Diese Zustandsbeschreibungen 
lassen sich mit der im Straßenverkehr geforderten Fahrsi-
cherheit nicht vereinbaren, da von einem erhöhten Unfallri-
siko auszugehen ist (Graw, NZV 2018, S. 19). Für weitere 
Einzelheiten siehe „Cannabis: Potential und Risiko. Eine 
wissenschaftliche Analyse (CaPRis)“ im Auftrag des Bun-
desministeriums für Gesundheit (Kurzbericht Herbst 2017).

Der in den beiden genannten Veröffentlichungen disku-
tierte Wert von 3,0 ng/ml THC trifft eine Aussage zur Tren-
nungsbereitschaft der konsumierenden Person. Dieser Wert 
wurde von der Grenzwertkommission als Nachweis einer 
durch Cannabiskonsum begründeten fahrerlaubnisrecht-
lichen Fahrungeeignetheit empfohlen, da in diesen Fällen 
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entweder keine Trennungsbereitschaft zwischen Konsum 
und Fahren oder regelmäßiger Cannabiskonsum vorlag.

6.1	 Ist es zutreffend, dass es bis zu vier Stunden dau-
ern kann, bis der Cannabiskonsum im Urin nach-
gewiesen werden kann?

Es ist wissenschaftlich belegt, dass nach Aufnahme von 
THC das Stoffwechselprodukt THC-Carbonsäure in der Re-
gel bereits nach 15–20 Minuten nach Konsumbeginn im 
Urin nachgewiesen werden kann.

6.2	 Wenn ja, als wie groß bewertet die Staatsregierung 
das Risiko, dass der akute Rausch bei Autofahren-
den daher nicht ermittelt werden könnte?

Entfällt.

7.1	 Sind Atemmessgeräte („Breathalyzer“) bei der 
Bayerischen Polizei im Betrieb, mit denen vor Ort 
bei Verkehrskontrollen in kurzer Zeit festgestellt 
werden kann, inwieweit die kontrollierte Person 
unter Einfluss des aktiven THC steht?

Atemmessgeräte werden bei der Bayerischen Polizei nur 
zur Atemalkoholbestimmung eingesetzt. Diese Geräte sind 
als Atemalkoholvortestgeräte zur Verdachtsgewinnung und 
bezüglich Ordnungswidrigkeitenverfahren als beweissi-
chere Atemalkoholmessgeräte im Einsatz.

Bei der Bayerischen Polizei werden derzeit Urin-Drogen-
schnelltests und Speichel-Drogenschnelltests zur Erken-
nung des Drogenkonsums bei Verkehrskontrollen genutzt. 
Diese Tests dienen zur Verdachtsgewinnung; für eine be-
weissichere Feststellung ist eine Blutuntersuchung erforder-
lich.

7.2	 Wenn ja, seit wann, und wie sind die Ergebnisse?
Entfällt.

7.3	 Wenn nein, plant die Bayerische Polizei den (test-
weisen) Einsatz der Geräte?

Es existieren im Bayerischen Polizeiverwaltungsamt der-
zeit keine Erkenntnisse darüber, dass sich Geräte in dieser 

Ausführung auch zur Erkennung von Drogen auf dem Markt 
befinden.

8.1	 Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, 
dass im Falle des Cannabiskonsums die zuständi-
ge Führerscheinstelle informiert wird, um die per-
sönliche Geeignetheit der Beschuldigten bzw. des 
Beschuldigten zum Führen von Kraftfahrzeugen 
zu überprüfen (bitte Kriterien auflisten)?

Gemäß § 2 Abs. 12 StVG ist die Polizei verpflichtet, Informa-
tionen über Tatsachen den Fahrerlaubnisbehörden zu über-
mitteln, soweit dies für die Überprüfung der Eignung oder 
Befähigung aus ihrer Sicht erforderlich ist. Diese Tatsachen 
können sich auch aus Vorgängen außerhalb des Straßen-
verkehrs ergeben. Der Konsum insbesondere illegaler be-
rauschender Mittel ist grundsätzlich als eine solche Tatsa-
che anzusehen. Die Fahrerlaubnisbehörde bewertet diese 
Informationen dann nach eigenem Ermessen.

8.2	 Wie viele junge Menschen mussten in den letzten 
fünf Jahren bereits vor Ersterwerb des Führer-
scheins eine MPU machen, weil sie der Führer-
scheinstelle bereits wegen Cannabisdelikten be-
kannt waren, bevor die Volljährigkeit erreicht war?

Wie unter 2.1 ausgeführt, kann hierzu mangels bayernweiter 
Statistik keine Aussage getroffen werden.

8.3	 Trifft es nach Kenntnis der Staatsregierung auch 
für deutsche Bürgerinnen und Bürger zu, dass – 
wie von der Bundesregierung 2015 in Bezug auf 
das Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 
angegeben – die Fahreignung von „EU-Auslän-
dern“ nicht mehr nachgewiesen werden muss, 
sobald die Punkte nach fünf Jahren in Flensburg 
getilgt sind und demnach die Führerscheine ohne 
eine Fahreigungsüberprüfung (MPU und Absti-
nenznachweise) wieder anerkannt werden?

Wegen der fehlenden konkreten Bezugnahme ist eine Stel-
lungnahme zu dieser Frage durch die Staatsregierung nicht 
möglich.


